Spdfraktion
bonn

newsletter frauen

12.07.2004
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie erhalten diesen Newsletter, weil Sie um die Zusendung gebeten haben oder weil wir annehmen, dass Sie an den Informationen interessiert sind. Sollten Sie in Zukunft keinen Newsletter mehr erhalten wollen,  so teilen Sie uns dies bitte kurz mit. Wir werden Sie sofort aus dem Verteiler streichen. Wenn Sie weitere Interessent/inn/en für den Newsletter haben, freuen wir uns ebenfalls über eine Nachricht.
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1.
Sebastian-Dani-Preis - Unbürokratische Hilfe wurde ausgezeichnet

Preisträger sind das Ehepaar Heike und Erwin Josef Thiebes 
In Erinnerung an den legendären Stadtdirektor der Nachkriegszeit, Sebastian Dani, hat die SPD Fraktion im Rat der Stadt Bonn die "Sebastian Dani Medaille" gestiftet. Die Medaille wird jährlich am 7. Juli, dem Todestag von Sebastian Dani, für konkrete unbürokratische Hilfeleistung verliehen. 

"Wir müssen helfen und nicht Akten anlegen". Dies war ein häufiges Zitat von Sebastian Dani und das Motto seiner Arbeit in den 18 Jahren seiner Amtszeit als Stadtdirektor von 1946 bis 1964, dem er sich immer verpflichtet gefühlt hat. Im Krieg von den Nazis verfolgt, war er nach dem Krieg und in den Jahren des Wiederaufbaus für den gesamten Sozialbereich verantwortlich.

Am 7.7.2004 wurde die erste Medaille im "Sebastian-Dani-Heim" in Bonn-Poppelsorf, dem Ehepaar Heike und Erwin Josef Thiebes für ihren selbstlosen und unbürokratischen Einsatz verliehen. Das Ehepaar Thiebes hatte ohne langes Überlegen drei Wochen in der Advents- und Weihnachtszeit einen schwerkranken Mann versorgt, weil sich kurzfristig kein Pflegedienst finden ließ, der den Schwerkranken pflegen konnte. Familie Thiebes stellte alle privaten Interessen zurück und kümmerte sich um den Kranken - auch in der Nacht.
Heike und Erwin Josef Thiebes waren von der Jury einstimmig für den Preis nominiert worden.
http://www.spd-bonn-im-rat.de/.net/meldungen/5235/17009.html
http://www.spd-bonn-im-rat.de/.net/galerie/5235/583.html
2.
Impulse für mehr Familienfreundlichkeit

Vier Monate, nachdem die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Renate Schmidt, die Initiative ''Lokale Bündnisse für Familie'' ins Leben gerufen hat, haben sich über 300 Akteure und Interessierte auf einem ersten bundesweiten Forum in Dortmund getroffen. Das Forum zu den ''Lokalen Bündnissen für Familie'' hat einen ersten Überblick über partnerschaftliche Ansätze und unterschiedliche Vorgehensweisen vor Ort geboten. Bundesweit haben sich seit Januar 48 lokale Bündnisse gegründet und der Initiative angeschlossen. An über 139 Standorten berät ein vom Bundesministerium eigens eingerichtetes Servicebüro. ''Befragt man die 29 bis 34-jährigen Menschen in Deutschland, wünschen sie sich im Schnitt zwei Kinder. Am Ende bleibt aber fast jede dritte Frau mit Ende 30 kinderlos'', sagte Bundesministerin Renate Schmidt. ''Das ist eine fatale Entwicklung mit gravierenden sozialen wie ökonomischen Folgen. Wir brauchen deshalb neben ausreichender Kinderbetreuung und einer familienfreundlichen Unternehmenskultur ein kinder- und familienfreundliches kommunales Klima. Auf Anregung der Bonner SPD, soll ein solches „Bündnis für Familien“ für Bonn entwickelt werden. Schwerpunkt des Bonner Bündnisses soll die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf sein. 

http://www.bonn.de/bo_ris/daten/o/htm/03/0314113.htm
http://www.bonn.de/bo_ris/daten/o/htm/03/0314113ST2.htm

http://www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de


3.
Frauen im Europaparlament

Der Anteil der weiblichen Abgeordneten hat sich nach bisherigen Zahlen von 31,93 % auf 29,78 % verringert.

In 10 Ländern sind Frauen - zum Teil deutlich - besser vertreten als in der vergangenen Legislaturperiode. Dazu zählen Griechenland, Irland, Niederlande, Italien, Tschechien, Estland, Litauen, Ungarn, Slovenien und die Slovakei. Die Zuwächse sind allerdings sehr unterschiedlich und ausgehend von sehr unterschiedlichen Ausgangswerten. Italien hat z.B. die Quote fast verdoppelt, liegt aber immer noch nur bei etwas mehr als 20%.

In vielen Ländern sind die Quoten gesunken, u.a. auch in Deutschland. Aus Deutschland kamen bisher 38 Frauen und 61 Männer nach Brüssel, das entsprach einer Quote von fast 38% für die Frauen, jetzt sind es noch 31%.

Sowohl absolut als auch prozentual hat sich der Anteil der Frauen im Europäischen Parlament verringert.


Gesamter Bericht

http://www.angelika-esch.de/Eigene Dokumente/Frauenquote.pdf
4.
Frauen in Entscheidungspositionen stärken die Wirtschaft
Studien belegen einen positiven Zusammenhang zwischen einer Unternehmenskultur, die Frauen und Männern gleiche Chancen einräumt, und der Gesamtleistung des Unternehmens am Markt. Mit 11 Prozent Frauen in Führungspositionen der Wirtschaft liegt Deutschland aber unterhalb des EU-Durchschnitts von 14 Prozent. Laut einer Studie des Allensbach Instituts sind 60 Prozent der Deutschen überzeugt, dass Frauen nicht die gleichen beruflichen Aufstiegschancen haben wie Männer.

Strategien und Ansätze, wie der Anteil von Frauen in Führungspositionen in der Wirtschaft erhöht werden kann, standen im Mittelpunkt der internationalen Konferenz ''Towards Power - Frauen in Entscheidungspositionen der Wirtschaft''. 

Bei den unter 30-Jährigen liegen Frauen und Männer bei Verdienst und Position nahezu gleichauf. Danach klafft die Schere in den Erwerbsverläufen immer weiter auseinander, bedingt unter anderem durch eine mangelhafte Balance von Familie und Arbeitswelt, die sich in der Regel für Frauen negativ auswirkt. Das große Potential gut ausgebildeter Frauen - 50,6 Prozent aller Studienanfänger und 56,7 Prozent der Gymnasialabsolventen sind weiblich - spiegelt sich in der Beschäftigung noch nicht adäquat wider.

Die Bundesregierung unterstützt die Wirtschaft darin, die Chancengleichheit von Frauen und Männern im Beruf zu verbessern und Frauen in Führungspositionen zufördern:

Weitere Informationen zu der Konferenz finden Sie unter

www.towards-power.de
und

http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Politikbereiche/Gleichstellung/frauen-und-beruf,did=12118.html


5.
Elternzeit wird breit angenommen

Die Neuregelungen zur Elternzeit und der Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit während der Elternzeit haben sich in der Praxis bei Beschäftigten und in Betrieben bewährt. Sie tragen wesentlich zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei. In 85 Prozent der anspruchsberechtigten Haushalte nehmen Eltern Elternzeit, 35 Prozent der Eltern in Elternzeit arbeiten in Teilzeit. Für Väter ist Elternzeit zumindest etwas attraktiver geworden; ihr Anteil an den Elternzeitlern erhöhte sich von rund 1,5 auf rund 5 Prozent.

Dies geht aus einem Bericht über die Elternzeit hervor, den die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Renate Schmidt, in Berlin vorstellte. Der Bericht legt dar, wie die am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Regelungen zur Elternzeit in der Praxis aufgenommen werden. Es wurde untersucht, wie die erweiterten und flexibleren Möglichkeiten der Teilzeitarbeit während der Elternzeit angenommen wurden, wie dies die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert, wie die Neuregelungen von Eltern und von Unternehmen akzeptiert werden und wie die Elternzeit von Vätern aufgenommen wird.


Links: 

Der gesamte Bericht über die Elternzeit

http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/Kategorien/Forschungsnetz/forschungsberichte,did=18818.html


6.
Bürgerschaftlich Engagierte besser abgesichert

Der Kreis der bürgerschaftlich Engagierten, die bei ihrer Tätigkeit in der gesetzlichen Unfallversicherung abgesichert sind, wird zum 1. Januar 2005 erweitert. Das Bundeskabinett beschloss eine entsprechende Gesetzesinitiative. Damit wurde einem seit vielen Jahren vorgetragenen Anliegen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend entsprochen; mit der Gesetzesinitiative wird gleichfalls eine Empfehlung der Enquete-Kommission ''Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements'' des Deutschen Bundestages aufgegriffen.

Die Einbeziehung größerer Kreise bürgerschaftlich Engagierter in die gesetzliche Unfallversicherung ist ein weiterer Schritt, Freiwilligentätigkeiten attraktiver zu gestalten.

7.
Familie und Beruf besser in Einklang bringen

Anlässlich eines Pressegesprächs im Vorfeld der 14. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz in Überherrn bei Saarbrücken haben die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Renate Schmidt und die saarländische Sozialministerin Dr. Regina Görner hervorgehoben, wie wichtig die Förderung einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sei.

''Junge, gut ausgebildete Frauen von heute wollen Beruf und Familie heute selbstbewusst vereinbaren können. Weil das immer noch schwierig ist, schieben viele Frauen und Männer ihren Kinderwunsch immer weiter auf - manchmal bis es zu spät ist'', so Bundesministerin Renate Schmidt. ''Um Deutschland familienfreundlicher zu machen, verbessern wir die Rahmenbedingungen für Familien - und das heißt in erster Linie, ausreichend Betreuungsmöglichkeiten vor allem für die unter Dreijährigen zu schaffen. Wir wollen, dass junge Frauen und Männer sich für Kinder entscheiden können. Deshalb müssen wir ein insgesamt familienfreundliches Klima schaffen: Und zwar in Gesellschaft und Wirtschaft

gleichermaßen, denn Familie bringt Gewinn für alle.''

8.
Betreuung unter drei Jahren in Bonn

Mit der Kinderbetreuung unter drei Jahren beschäftigte sich der Jugendhilfeausschuss aufgrund einer Mitteilung der Verwaltung über die Änderungen am Kindertagesstättenbedarfsplan. Aufgrund eines einstimmigen JHA-Beschlusses legte die Verwaltung u.a. einen realistischen Bedarf an Betreuungsplätzen unter 3 Jahren zu Grunde, der bei 20 % eines Jahrgangs liegt. Die Verwaltung hat nunmehr errechnet, dass hiefür 181 zusätzliche kleine altersgemischte Gruppen eingerichtet werden müssen. Wenn man weiß, dass die Betriebskosten für eine solche Gruppe bei ca. 250. 000 Euro im Jahr liegen, kann man ermessen, welche Herkulesaufgabe hier noch vor uns liegt. Im Bewusstsein dieser gewaltigen Aufgabe hatte sich die SPD bei den letzten Haushaltsberatungen auf diesen Bereich konzentriert und immerhin zusätzliche 1,5 Millionen bereitstellen wollen. Leider wurde sie damals von den Mehrheitsparteien überstimmt. Die Grünen hatten nunmehr aufgrund der Mitteilung der Verwaltung ebenfalls beantragt, kurzfristig vier neue Gruppen zu eröffnen. Da aber auch hierfür keine Mittel im Haushalt stehen, konnte dieser Antrag im Ausschuss nicht beschlossen werden. Stattdessen ist er in den Hauptausschuss mit der Maßgabe vertagt worden, die Verwaltung solle eine Einschätzung zu den Realisierungschancen geben.

9.
Kommunal ist nicht egal: Infos für Jungwähler/innen


Zur Kommunalwahl am 26. September sind Jungwähler/innen ab 16 Jahren wahlberechtigt. Die Internetseite der Landeszentrale für politische Bildung informiert über Wahlrecht, kommunalen Gremien und die Aufgaben von Stadträt/inn/en sowie Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen. Die witzige Homepage zeigt aber auch, dass sich Kommunalpolitik direkt auf das Lebensumfeld von jungen Erwachsenen auswirkt: beim Schulbesuch, der Ausbildungsplatzsuche oder der Freizeitgestaltung. Es lohnt sich also ein Klick auf die Website für Jugendliche, Lehrer/innen, Jugendleiter/innen und andere.

http://www.lzpb.nrw.de/
www.wahlkommunal.de 

10. Bundeshaushalt 2005: Keine Kürzungen bei familienpolitischen Leistungen

Nach dem Beschluss des Bundeskabinetts zum Bundeshaushalt 2005 steht fest: Die familienpolitischen Leistungen des Bundes bleiben in vollem Umfang erhalten. Der Bund wendet im nächsten Jahr insgesamt ca. 60 Mrd. Euro pro Jahr an Leistungen für Familien auf; 1998 lag dieser Betrag noch bei 40 Mrd. Euro pro Jahr.

Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Renate Schmidt, erklärte: ''Familienpolitik ist Zukunftspolitik. Bei der finanziellen Unterstützung der Familien gibt es keinerlei Abstriche. Im Gegenteil: Ab 2005 zahlen wir gering verdienenden Eltern einen Kinderzuschlag. Wir sorgen mit zusätzlichen Mitteln für mehr Kinderbetreuung für die unter Dreijährigen ab nächstem Jahr dafür, dass Eltern Beruf und Familie besser vereinbaren können und Kinder die beste Förderung erhalten.''

11.
Hinweise

Hinweisen möchten wir auf die verschiedenen newsletter der

SPD-Fraktion: 


Newsletter 
der Ratsfraktion zu allen aktuellen kommunalpolitischen Themen; 

Newsletter 
„kinder, jugend, familie“; 

Newsletter 
„planung / verkehr“;

Newsletter
„umwelt“; 

Newsletter 
„soziales“ 

Newsletter
„Kultur“ 

Newsletter 
„schule“

Sie können die newsletter bestellen unter

spd.ratsfraktion@bonn.de oder www.spd-bonn-im-rat.de
Allen Leserinnen und Lesern des newsletters wünschen wir schöne

erholsame Sommerferien!



